e 


Geie8:- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


a NE 40. 


(Nr. 5295.) Verordnung wegen Einberufung der beiden Haͤuſer des Landtages der Monarchie. 
Vom 27. Dezember 1860. ü 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


5 Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


N verordnen, in Gemaͤßheit der Artikel 76. und 77. der Verfaſſungs-Urkunde 


vom 31. Januar 1850. und des Geſetzes vom 18. Mai 1857, auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Die beiden Haͤuſer des Landtages der Monarchie, das Herrenhaus und 
das Haus der Abgeordneten, werden auf den 14. Januar k. J. in die Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Berlin zuſammenberufen. 


Das Staatsminiſterium wird mit der Ausfuͤhrung dieſer Verordnung 
beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 27. Dezember 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Fuͤrſt zu Hohenzollern-Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
Sum, Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Puͤckler. v. Bethmann-⸗Hollweg. 
v. Schein i. . %, er mern on eo . 

Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 


3. I. 8 
* u 
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(Fr. 5296.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Charlottenburger : 
Stadt-Dbligationen zum Betrage von 80,000 Thalern. Vom 19. DE 
tober 1860. a 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent. i 

Nachdem der Magiſtrat der Stadt Charlottenburg mit Genehmigung 

der Stadtverordnetenverſammlung darauf angetragen hat, zur Beſtreitung 
außerordentlicher, zur Einrichtung der ſtaͤdtiſchen Gasbeleuchtung erforderlichen 
Ausgaben ein Anlehen von 80,000 Rthlr. aufnehmen und zu dieſem Zwecke 
auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen verſehene Stadt: Obligationen 
ausgeben zu duͤrfen, ertheilen Wir in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsver⸗ 
pflichtung auf jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium zur 
Ausſtellung von 80,000 Thalern Charlottenburger Stadt-Obligationen, welche 

. dem anliegenden Schema in Apoints 


a) von 10,000 Rthlr. zu 25 Rthlr., 

b) von 20,000 Rthlr. zu 50 Rthlr., 

c) von 30,000 Rthlr. zu 100 Rthlr., 

i d) von 20,000 Rthlr. zu 500 Rthlr. 

auszufertigen, mit fuͤnf vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen und, von Seiten 
der Gläubiger unkuͤndbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane durch Aus⸗ 
looſung oder Ankauf innerhalb funfzig Jahren von Zeit der Emiſſion zu 
amortiſiren find, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Ge⸗ 
nehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung 
ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates zu bewilligen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhandigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. f 


Gegeben Berlin, den 19. Oktober 1860. 


(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. Gr. v. Schwerin. } 


22 En 22 


(Stadt: 
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Charlottenburger Stadt⸗ Obligation 


über 


Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums vom ...unsenesserernnees 
Geſetz-Sammlung de 18... S. 


Wir Magiſtrat der Königlichen Reſidenzſtadt Charlottenburg urkunden und 
bekennen hierdurch, daß der Inhaber dieſes Schuldſcheins der hieſigen Stadt 
ein Darlehn von .. Rthlrn., ſchreibe: 


N Thalern 
Preußiſch Kurant gegeben hat, deſſen Empfang wir hiermit beſcheinigen. 

Dieſe Schuldſumme bildet einen Theil des zur Einrichtung einer ſtaͤdti⸗ 
ſchen Gasbeleuchtung in Gemaͤßheit des Allerhoͤchſten Privilegiums vom 19. Ok⸗ 
tober 1860. aufgenommenen Darlehns von 80,000 Thalern. Die Ruͤckzahlung 
dieſes Darlehns geſchieht von der Emiffton der Obligationen ab binnen ſpateſtens 


funfzig Jahren nach Maaßgabe des feſtgeſtellten Tilgungsplans dergeſtalt, daß 
9 | 


die darin jährlich ausgeworfene Amortiſationsrate in den Haushaltsetat auf⸗ 


genommen und aus dieſem Tilgungsfonds die Stadt⸗Obligationen mittelſt 


Auslooſung oder freien Ankaufs binnen fpäteftens funfzig Jahren eingelöft wer⸗ 
den. Die Stadtgemeinde Charlottenburg behaͤlt ſich das Recht vor, den Til⸗ 
gungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. Den Glaͤubigern ſteht kein 
Kuͤndigungsrecht zu. Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Schuldverſchrei⸗ 
bungen werden unter Bezeichnung ihrer Nummer, ſowie des Termins, an 
welchem die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Be⸗ 
kanntmachung erfolgt drei Monate vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte 
der Königlichen Regierung zu Potsdam und in dem Staats⸗Anzeiger. Jedes⸗ 
mal, wenn eines dieſer Blätter eingehen ſollte, wird nach Beſtimmung der 
Koͤniglichen Regierung ein entſprechendes anderes Blatt gewaͤhlt werden. Bis 
zu dem Tage, an welchem ſolchergeſtalt das Kapital zuruͤckzugeben iſt, wird 
daſſelbe in 0 

an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich verzinſet. Die Auszahlung des Kapi⸗ 
tals und der Zinſen erfolgt gegen bloße Ruͤckgabe dieſer Schuldverſchreibung, be⸗ 
ziehungsweiſe der ausgegebenen Zinskupons bei der Kammereikaſſe zu Charlot⸗ 
tenburg, in der nach dem Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Faͤlligkeitstermine 
(Nr. 5296.) 91* zuruͤck⸗ 


albjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute 
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eee Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rückzaßlungstermie nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jah⸗ 
e erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten der Stadtgemeinde Charlot⸗ 
tenburg. i 

Wenn die zu tilgenden Obligationen ſtatt der Auslooſung aus freier 
Hand erworben werden, ſo ſollen die auf dieſem Wege getilgten Nummern 
jedesmal durch die oben bezeichneten Blätter öffentlich bekannt gemacht werden. 

In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Kupons Bezug haben⸗ 
den Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots 
und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere $$. 1. bis 13. 
mit nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: 

a) die im H. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene ge muß dem Ma⸗ 
giſtrate gemacht werden, welchem alle diejenigen Geſchaͤfte und Befug⸗ 
niſſe zuſtehen, welche nach der angefuͤhrten Verordnung dem Schatzmini⸗ 
ſterium zukommen; gegen die Verfügung des Magiſtrats findet Rekurs 
an die Koͤnigliche Regierung ſtatt; 

b) das im H. 5. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei der hieſigen 
Königlichen Kreisgerichtskommiſſion; a 

c) die in den $$. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Bekannt⸗ 
machungen ſollen durch diejenigen Blaͤtter geſchehen, durch welche die 
ausgelooſten Obligationen veröffentlicht werden; 

d) an die Stelle der im H. 7. jener Verordnung erwaͤhnten ſechs Zinszah⸗ 
lungstermine ſollen vier, und an die Stelle des im FH. 8. erwähnten ach⸗ 
ten Zahlungstermins ſoll der fuͤnfte treten. 


Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind ..... halbjaͤhrige Zinskupons aus⸗ 


den die ferneren Zinskupons werden für fünfjahrige Perioden ausgegeben 
werden. 5 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Kaͤmmerei⸗ 
kaſſe in Charlottenburg gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons-Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Furz Huh rechtzeitig geſchehen iſt. ; 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Charlottenburg mit ihrem Vermoͤgen und ihrer geſammten 
Steuerkraft. 1 

„Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 


ertheilt. 
Charlottenburg, denen 18. 
Der Magiſtrat. 
Eingetragen 
ROI 3 


Serie 


— - 
EEE ENTER WERTEN 


Serie 


über 


Stadt⸗Obligation 9 über Thaler. 


Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe am 2. Januar 
18. die halbjaͤhrlichen Zinſen der Stadt⸗Obligation M. iF 
ee aus der Kaͤmmereikaſſe zu Charlottenburg. 


Charlottenburg, den 8 
Der Magiſtrat. 


Dieſer Zinskupon wird unguͤltig, wenn * 
deſſen Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, 
vom Tage der Faͤlligkeit ab, erhoben wird. 


Tal o n 
zu der 
Charlottenburger Stadt⸗Obligation 21 
über 


7 Thaler à fünf Prozent verzinslich. 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der vorbe⸗ 
nannten Obligation die ..... te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. 
bis 18.. bei der Kaͤmmereikaſſe in Charlottenburg, ſofern nicht von dem 
Inhaber der Obligation gegen dieſe Ausreichung proteſtirt worden iſt. 


Charlottenburg, den n... 18. 
Der Magiſtrat. 


(Nr. 5296-5297.) (Nr. 5297.) 
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(Ir. 5297.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 12. November 1860., betreffend die Verleihung der 


fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗ 


Chauſſee im Saalkreiſe des Regierungsbezirks Merſeburg von Kaltenmark 
nach Unter⸗Ploͤtz, ſowie für die Fortfuͤhrung dieſer Chauſſee von Unter 
Ploͤtz über Loͤbejuͤn nach Domnitz zum Anſchluß an die Magdeburg⸗Leip⸗ 
ziger Staatsſtraße. 


N dem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauffee 
im Saalkreiſe des Regierungsbezirks Merſeburg von Kaltenmark nach Unter⸗ 
Ploͤtz, anſtatt der durch Meine Order vom 9. Oktober 1858. genehmigten 
Chauſſee von Kaltenmark nach Ober⸗Ploͤtz, ſowie die Fortfuͤhrung dieſer Chauſſee 
von Unter⸗Ploͤtz uͤber Loͤbejun nach Domnitz zum Anſchluß an die Magdeburg⸗ 
Leipziger Staatsſtraße genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Saalkreiſe 
das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗Ma⸗ 
terialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vor⸗ 


ſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem Kreiſe ges 


gen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das 


Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die 


Staats-⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in 


demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 


die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 


den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 


ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur An⸗ 
wendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur offentlichen 


Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 12. November 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 5298.) 
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* (Ir. 5298.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 19. November 1860., betreffend die Verleihung der fis⸗ 


kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 


Lauterbach uͤber Langenſeifersdorf in der Richtung auf Schweidnitz bis 


an die Reichenbach-Schweidnitzer Kreisgrenze. 


5 Naben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Beſchluß der 
Reichenbacher Kreisſtaͤnde uͤber den Bau und die Unterhaltung der durch den 
Erlaß vom 23. April 1847. genehmigten Chauſſee von Lauterbach uͤber Lan⸗ 


genſeifersdorf in der Richtung auf Schweidnitz bis an die Reichenbach-Schweid⸗ 


nitzer Kreisgrenze beſtaͤtigt habe, verleihe Ich hierdurch dem gedachten Kreiſe 
das Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs⸗Materialien, nach 
Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem Kreiſe Reichenbach gegen Uebernahme 
der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das bereits in dem 
Erlaß vom 23. April 1847. erwaͤhnte Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗ 
Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chaufe 
ſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. n 


Berlin, den 19. November 1860. 
Im Namen Sr. Majeſtat des Koͤnigs: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


| An den Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
f und den Finanzminiſter. 


(Ar. 5298.—5299.) (Nr. 5299.) 
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(Nr. 5299.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. November 1860., betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Erhebung des Chauſſeegeldes auf der Kommunalſtraße von 
Waldbroel nach Morsbach im Kreiſe Waldbroel, Regierungsbezirks Coͤln, 
an die Gemeinden Waldbroel und Morsbach. 


Al Ihren Bericht vom 16. November d. J. will Ich den Gemeinden Wald⸗ 
broel und Morsbach fuͤr die von denſelben ausgebaute Kommunalſtraße von 
Waldbroel nach Morsbach, im Kreiſe Waldbroel, Regierungsbezirks Coͤln, ge⸗ 
gen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das 
Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
2 die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
1 den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewendet werden, hierdurch verleihen. Auch 
5 ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Be⸗ 
5 ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. 5 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 a 


Berlin, den 26. November 1860. 
Im Namen Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 


Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei f 
(R. Decker). £ 


